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 Friedrichshafen, 15.03.2023 

Sehr geehrte Anwohnerinnen und Anwohner, 

 

vielen Dank für Ihre E-Mail, in der Sie Ihre Sorgen und Bedenken gegenüber der vom Landkreis 

geplanten Vorläufigen Unterkunft (VU) / Gemeinschaftsunterkunft (GU) zum Ausdruck bringen.  

Bitte lassen Sie mich kurz erläutern, um was es genau geht, in welcher Position wir in diesem Fall 

als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte sowie als Stadt Friedrichshafen sind und welche 

Haltung wir als Grüne Fraktion im Gemeinderat Friedrichshafen dazu haben.  

In Baden-Württemberg besteht das Unterbringungssystem für Geflüchtete aus drei Phasen. Für 

die Unterbringung in der Erstaufnahme (EA) ist das Land Baden-Württemberg selbst zuständig. 

Die vorläufige Unterbringung (VU) übernimmt der Land- oder Stadtkreis. Für die 

Anschlussunterbringung ist die jeweilige Gemeinde zuständig.  

Geflüchtete mit Aufenthaltsgestattung, die aus einer Landeserstaufnahmeeinrichtung verlegt 

werden, kommen in die vorläufige Unterbringung (VU). Geflüchtete mit einem Schutzstatus oder 

einer Ablehnung (Duldung), die aus einer Landeserstaufnahmeeinrichtung verlegt werden, 

kommen direkt in die Anschlussunterbringung (AU) nach § 9 Abs. 1 FlüAG BW (Gesetz über die 

Aufnahme von Geflüchteten Baden-Württemberg). 

Die Zuteilung der Geflüchteten erfolgt nach dem Königsteiner Schlüssel, das bedeutet: 

Jedes Bundesland nimmt eine bestimmte Zahl von Asylsuchenden auf. Diese Aufnahmequote wird 

nach dem sogenannten "Königsteiner Schlüssel" festgesetzt. Dieser wird für jedes Jahr 

entsprechend der Steuereinnahmen und der Bevölkerungszahl der Länder berechnet. Der 

Königsteiner Schlüssel wird seit März 2022 auch für Geflüchtete aus der Ukraine angewandt, die 

nicht in privaten Wohnungen / bei ihren Familien untergekommen sind. 

Für die vorläufige Unterbringung ist der jeweilige Stadt- bzw. Landkreis zuständig. Ob Geflüchtete 

im Rahmen der VU in Wohnungen oder Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden, liegt in 

den Händen der Stadt- bzw. Landkreise (§ 8 Abs. 1 FlüAG). Die BewohnerInnen haben hier in der 

Regel einen eingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt. Die Dauer der Unterbringung in der VU 

soll 24 Monate nicht überschreiten, unabhängig davon, ob das Asylverfahren zu diesem Zeitpunkt 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Gemeinderatsfraktion Friedrichshafen 

Schanzstraße 14 

88045 Friedrichshafen 

 07541/203-7930 

 0170-2816304 

 fraktion@gruene-fn.de 
 

Stellv. Fraktionsvorsitzende  

Christine Heimpel 
 

 christine.heimpel@rat.friedrichshafen.de 

 

www.gruene-fraktion-fn.de 
 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=394619EF8EC5A6D1B7C662E2DBFD3706.jp90?quelle=jlink&query=Fl%C3%BCAG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-Fl%C3%BCAGBW2014pP9
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=CF70BD1E2ADDB7C6620CDCABD31022DE.jp91?quelle=jlink&query=Fl%C3%BCAG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-Fl%C3%BCAGBW2014pP8
mailto:fraktion@gruene-fn.de


Seite 2 von 3 

bereits abgeschlossen ist oder nicht. In Ausnahmefällen ist eine Verlängerung möglich, diese soll 

drei Monate nicht überschreiten. 

Im FlüAG sowie Art. 21 der Aufnahmerichtlinie sind Soll-Standards für die VU festgelegt. Diese 

sind u. a.: 

• Der Standort soll die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglichen. Die Praxis der 

Unterbringung Geflüchteter in abgelegenen Industriegebieten ist vor diesem Hintergrund 

durchaus kritisch zu bewerten. 

• In der VU soll mindestens ein Gemeinschaftsraum sowie ein Raum für Kinder zugänglich 

sein. 

• Im Rahmen der Unterbringung soll eine Außenanlage für die Freizeitgestaltung der 

BewohnerInnen vorhanden sein. 

In der Vorläufigen Unterbringung gibt es gemäß § 12 FlüAG FlüchtlingssozialarbeiterInnen, 

die für die soziale Beratung und Betreuung zuständig sind. Grundsätzlich sollten laut dem 

FlüAG geeignete nichtstaatliche Träger für die Durchführung der Flüchtlingssozialarbeit 

zuständig sein.  

Ziel der Flüchtlingssozialarbeit ist die Unterstützung Geflüchteter, um ein 

menschenwürdiges, selbstverantwortliches Leben führen zu können. Im FlüAG sind weitere 

Ziele der Flüchtlingssozialarbeit geregelt: 

• Hilfestellung, Beratung und Vermittlung von Informationen zum Asylverfahren 

• Angebote für schutzbedürftige Menschen 

• Erarbeitung einer Lebensperspektive 

• Pädagogische und soziale Aktivitäten 

• Gewinnung, Begleitung und Schulung ehrenamtlicher MitarbeiterInnen 

2017 hat das Land Baden-Württemberg mit den kommunalen Landesverbänden den Pakt für 

Integration geschlossen. Seitdem gibt es die sogenannten IntegrationsmanagerInnen – 

SozialarbeiterInnen, welche für die soziale Beratung und Begleitung von Geflüchteten in der 

Anschlussunterbringung zuständig sind. 

 

Betrachtet man nun die Sachlage, wird deutlich, dass die alleinige Entscheidung über die 

Einrichtung und den Bau von VUs beim Landkreis liegt. Der Kreistag hat am gestrigen Dienstag 

den Bau einer VU in der Schwabstraße in Friedrichshafen mehrheitlich beschlossen. 

Die Stadt ist erst dann in der Verantwortung, wenn die Unterbringung für die Geflüchteten in der 

VU nach längstens 24 Monaten (+ max. 3 Monate in Ausnahmefällen), endet. 

Wir wären sehr froh, wenn wir dann in unserer Verantwortung in der Anschlussunterbringung die 

Geflüchteten auf den ersten Wohnungsmarkt vermitteln könnten. Leider funktioniert das in der 

Regel nicht, so dass auch die Stadt zunehmend wieder auf Gemeinschaftsunterkünfte (GUs) 

angewiesen sein wird. Diese werden mit hoher Wahrscheinlichkeit wiederum auf hauptsächlich 

städtischen Grundstücken zu erstellen sein. 

Wie Sie sehen, sind sowohl der Landkreis als auch die Stadt in der Zwangslage, die uns 

zugeteilten Menschen möglichst menschenwürdig unterzubringen. Dieser Verantwortung können 

und wollen wir uns nicht entziehen.  

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32013L0033
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Ich möchte sehr gerne mit Ihnen in einen Dialog gehen und hören, welche Lösungen Sie sich 

vorstellen können.  

• Welche Grundstücke halten Sie, im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben, für die 

Unterbringung der Menschen für geeignet? 

• Welche Anforderungen haben Sie an den Landkreis und die Stadt als die Betreiber von 

VUs?  

• Welchen Beitrag könnten Sie sich vorstellen zu leisten, dass wir als Stadtgesellschaft 

unserer Verantwortung und unserer Aufgabe gerecht werden können? 

Auch wir als Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger im Kreistag und Gemeinderat 

stellen uns diesen Fragen. Wie können wir das Bestmögliche für die Einwohnerinnen und 

Einwohner der Stadt und gleichzeitig auch für die uns zugewiesenen Menschen tun. Wie können 

wir unserer Aufgabe gerecht werden, die uns sicher noch sehr lange begleiten wird. Die globalen 

und klimatischen Entwicklungen lassen die Prognose zu, dass sich immer mehr Menschen aus 

ihren Heimatländern auf den Weg machen werden, um anderswo – und so eben auch bei uns – 

ein gutes und menschenwürdiges Leben führen zu können. 

Ihre E-Mails habe ich im Vorfeld der gestrigen Sitzung an die Grüne Fraktion im Kreistag 

weitergeleitet. 

 

Zum Thema Baumfällungen auf dem Grundstück 

Wir Grünen bedauern ebenfalls, dass auf dem Grundstück die Bäume gefällt wurden. Da es sich 

um ein Privatgrundstück handelt, darf der Besitzer bisher ohne Erlaubnis Fällungen vornehmen, 

sofern sie nicht in die Vogelschutzzeit (1. Oktober bis 28. Februar) fällt. So ist es in §39 

Bundesnaturschutzgesetz festgelegt.  

Unsere Fraktion setzt sich dafür ein, dass die Stadt Friedrichshafen eine Baumschutzsatzung 

erstellt. Sie soll gewährleisten, dass künftig Baumfällungen ausschließlich mit Genehmigung 

unter bestimmten Voraussetzungen möglich sind.  

Im Falle der Schwabstraße werden wir uns dafür einsetzen, dass entsprechende 

Ausgleichspflanzungen am Straßenrand erfolgen, die das Mikroklima verbessern und die 

Aufenthaltsqualität erhöhen.  

 

 

Herzliche Grüße 

 

 

Christine Heimpel – Gemeinderätin und stellvertretende Fraktionsvorsitzende  

 

 


